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Priorisierung der Planung der Erschließungsstraße Richtericher 
Dell;
hier: Antrag Nr. 56 der SPD-Fraktion in der Bezirksvertretung
Beratungsfolge:

Datum Gremium Zuständigkeit
26.04.2018 Planungsausschuss Kenntnisnahme
02.05.2018 Bezirksvertretung Aachen-Richterich Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag:

Der Planungsausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.

Die Bezirksvertretung Aachen-Richterich nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.

Damit gilt der Ratsantrag Nr. 56 als behandelt.
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Erläuterungen:

Antragsbegründung:
Die anstehende Sanierung der Brücke in der Horbacher Straße schränkt die Erreichbarkeit von 

Horbach und Alt-Richterich stark ein. Um die Belastungen der dadurch betroffenen Bevölkerung zu 

minimieren, soll die geplante „Haupterschließung Ortsumgehung“ aus der Rahmenplanung 

Richtericher Dell zu Beginn der Abbrucharbeiten mindestens so hergestellt sein, dass sie als 

Ausweichstrecke zur Verfügung steht. 

Stellungnahme der Verwaltung
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 22.03.2018 die Prioritätenliste der Abteilung 

verbindliche Bauleitplanung beschlossen, aus der hervorgeht, dass die Planung der in Rede 

stehenden Erschließungsstraße mit erster Priorität bearbeitet wird. Teil des Bebauungsplanverfahrens 

ist der Entwurf der Straßen- und Brückenplanung, für den derzeit die Vergabe vorbereitet wird. 

Soweit der Einfluss der Verwaltung reicht, wird die gesamte Planung mit erster Priorität bearbeitet, im 

Bereich der Eisenbahnunterführung hängt der Fortschritt der Arbeiten auch von den Kapazitäten der 

Deutschen Bahn ab.

Die Verwaltung ist bemüht, die Einschränkungen für die Bürgerinnen und Bürger, die durch die Bau- 

bzw. Sanierungsmaßnahmen entstehen, auf ein Minimum zu beschränken.

Anlage/n:
1. Antragsschreiben


